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Die Eigentumsbildung als Mittel sozialen Ausgleichs
Prof. Dr. Gerhard Weisser, Köln

Die gegenwärtige Diskussion über Eigentumsbildung 
in  der Hand der vermögenslosen Bevölkerungs­

gruppen — besonders der A rbeiter — bewegt sich 
im Grundsätzlichen und „Technischen". Man kann 
nicht sagen, daß sie in der einen oder der anderen 
Richtung abgeschlossen wäre.

DAS EIGENTUM IN DEN POLITISCHEN MEINUNGEN 

Die Debatten leiden z. T. darunter, daß die Programme 
meist nicht an einem Gesamtsystem der Sozialordnung 
orientiert sind.
W as zunächst die weltanschaulichen Stellungnahmen 
zum Eigentum anlangt, so ist die Schätzung des Eigen­
tums im Grunde genommen in der Bundesrepublik 
nicht strittig. Keine politische Gruppe von Belang ver­
kennt den W ert eines durch Eigentumsrechte ge­
sicherten individuellen Besitzes an Sachgütern oder 
sähe gar in diesem Besitz einen Unwert. Zugleich ver­
kennt keine politische Gruppe von Belang die Be­
deutung öffentlicher Einrichtungen, die ohne öffent­
liches (sog. „kollektives“) Eigentum nicht funktions­
fähig wären, oder sähe gar in diesem öffentlichen 
Eigentum einen Unwert. Keine politische Gruppe von 
Belang verkennt schließlich den W ert frei gebildeten 
Gruppeneigentums oder sähe gar in ihm einen Un­
wert. Die Unterschiede zwischen den Meinungen der 
politischen Gruppen beziehen sich nur auf die M a ß e ,  
in denen die verschiedenen möglichen Träger von 
Eigentumsrechten am Volksvermögen beteiligt sein 
sollen. Die sich immer mehr verschärfenden M einungs­
gegensätze hinsichtlich des I n h a l t s  des Eigentums­
rechts (des Problems, inwieweit das Eigentum „sozial­
verpflichtet“ ist) können hier dahingestellt bleiben. 
Unterschiede bestehen allerdings in den Bemühungen 
um philosophische Begründungen für diese W ert­
schätzung des durch Eigentumsrechte geschützten Be­
sitzes an Sachgütern. Teilweise wird die Begründung 
in der Form gesucht, daß man von einem „Naturrecht" 
an Eigentum spricht. Diese Position lockert sich z. Z. 
immer mehr zu der These, daß zwar die durch Eigen­
tumsrechte gesicherte Verfügung über Sachwerte ein 
notwendiges A ttribut der Persönlichkeit sei, daß aber 
die jeweils historisch gegebene Verteilung des Eigen­
tums nicht unantastbar sei. Andere Begründungen 
des Eigentums gehen davon aus, daß das Eigentum 
nur eine historische Kategorie sein könne; von be­
stimmten (besonders religiösen) Positionen aus gelte 
gerade die freiwillige Armut im Sinne völliger Eigen­
tumslosigkeit als notwendiges A ttribut der Persön­
lichkeit — nämlich der ganz dem Jenseits zugewende­
ten — ; auch seien extreme Situationen denkbar, in 
denen der Schutz des Besitzes durch Eigentumsrechte 
entbehrlich wäre. Er versteht sich also nicht von selbst. 
Auch von diesem Standpunkt aus wird jedoch Eigen­
tum unter den heute gegebenen Verhältnissen — und 
zwar, wie es logisch konsequent ist, m ittelbar — ge­

schätzt. Der m ittelbare W ert wird einmal darin ge­
sehen, daß Eigentum geeignet ist, die wirtschaftlichen 
Bedingungen der Lebensgestaltung zu sichernj zum 
anderen wird der kulturelle W ert des größeren Maßes 
an Selbständigkeit geschätzt, über das der durch 
Eigentumsrechte gesicherte Besitzer von Sachgütern 
verfügt. Auch von diesem Standpunkt aus wird die 
historisch jeweils gegebene V erteilung des V olksver­
mögens nicht als unantastbar angesehen.
Im Bereich der W irtschafts- und Sozialpolitik hat die 
m ittelbare Schätzung des Eigentums heute noch eine 
besondere Bedeutung. Unsere Sozialordnung ist u. a. 
dadurch gekennzeichnet, daß die M asse der Produzen­
ten in abhängiger Stellung tätig ist. Aus Nachfrage 
und Angebot an solchen Stellen für unselbständige 
Arbeit — sog. Arbeitsplätzen — ergibt sich ein ge­
sellschaftlicher Prozeß, der allgemein, wenn auch nicht 
gerade geschmackvoll, „Arbeitsmarkt" genannt wird. 
Die Verfügung oder Nichtverfügung über Eigentum 
auf der Seite der Stellensuchenden hat nun eine ganz 
bestimmte Bedeutung für den Verlauf dieses Prozesses. 
Nach allgem einen M arktregeln ist es für eine M arkt­
partei von W ert, ihr Angebot bzw. ihre Nachfrage 
„elastisch" geltend machen zu können. Der A rbeiter 
kann seine Nachfrage nach A rbeitsplätzen bei sonst 
gleichen Umständen in der Regel um so elastischer 
ausüben, je mehr er über Eigentum verfügt. Er kann 
dann „warten" und braucht nicht das erste Angebot, 
und sei es noch so ungünstig, anzunehmen. Die Masse 
der A rbeiter entbehrt aber hierfür ausreichendes 
Eigentum.
Allerdings gibt es- auch Formen des Eigentums, die 
die Elastizität in bestim m ter W eise verringern. Das 
Eigenheim gibt größere Sicherheit der Existenz, er­
schwert aber die Lage des Besitzers bei friktioneller 
Arbeitslosigkeit und sonstigen Prozessen, die ihn an 
einem Ortswechsel interessiert sein lassen (es sei 
denn, daß die z. Z. in den Kreisen der gemeinnützigen 
W ohnungswirtschaft bearbeiteter! Pläne zur Tauschbar- 
machung von Eigenheimen Bedeutung gewinnen). Von 
diesem Sonderproblem innerhalb der Frage der Ela­
stizität soll in den folgenden Ausführungen abgesehen 
werden.
Nun kann allerdings das Fehlen von Individualeigen­
tum in der Hand der A rbeiter — soweit die Elastizi­
tä t ihrer Nachfrage nach Arbeitsplätzen in Betracht 
kommt — durch Einrichtungen „sozialer Sicherung" 
weitgehend ersetzt werden. Vor allem w irken die 
Ansprüche an eine Arbeitslosenversicherung unter 
diesem Gesichtspunkt wie individuelles Eigentum en t­
sprechenden Maßes. Damit ist natürlich über das Für 
und W ider des Eigentumproblems für den A rbeiter 
nichts Allgemeines ausgemacht. Es gibt die erw ähnten 
Bedeutungen des Eigentums, die durch diese Bedin­
gung nicht berührt werden.
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Eine wesentliche politische M einungsverschiedenheit 
besteht hinsichtlich der Frage, ob Eigentum in der 
Hand des Eigentumslosen lediglich durch entsprechende 
Steuerung des jeweiligen Zuwachses an Volksver- 
mögen oder auch durch Umverteilung des vorhande­
nen Volksvermögens geschaffen werden soll. Auch 
diese politische Meinungsverschiedenheit ist nicht 
grundsätzlicher Art; denn alle politischen Richtungen 
von Belang haben in jüngster Vergangenheit politische 
Stellungnahmen vollzogen, die bestimmte Umvertei­
lungen von Eigentum ausdrücklich gebilligt haben. Es 
geschah dies vor allem im Lastenausgleichsrecht. Hier 
wird dem einen genommen, damit dem anderen zu­
geteilt werden kann. Daß das Lastenausgleichsrecht 
als Technik dieser politischen Aktion schließlich den 
Weg gewählt hat, die Abgabe in der A rt einer Soll­
ertragsteuer zu gestalten, hat nichts mit der grund­
sätzlichen Bereitschaft aller politischen Kräfte des 
deutschen Volkes zu tun, denjenigen Gesellschafts­
mitgliedern, die durch den Krieg und seine Nachwir­
kungen alles verloren haben, eine Eingliederungs- 
Chance auch durch Eigentumsübertragungen zu bieten. 
Diese Deutung des Lastenausgleichsrechts dürfte um 
so eher einleuchten, als alle Gruppen prinzipiell 
„naturalen Lastenausgleich" bejaht haben, wobei 
wiederum Meinungsunterschiede hinsichtlich A rt und 
Maß bestanden haben.
Grundsätzliche Übereinstimmung zwischen den politi­
schen Gruppen unseres Volkes besteht wiederum in 
der Überzeugung, daß Eingriffe in die Eigentumsver­
teilung Handlungen sind, für deren Notwendigkeit 
nicht der Betroffene, sondern durchaus der Eingreifende 
beweispflichtig ist und deren Veranlassung und Ab­
wicklung sich daher unter besonderen rechtlichen 
Vorsichtsmaßregeln und Einschränkungen vollziehen 
sollten.
Ist aber hiernach die historisch gegebene Verteilung 
des Volksvermögens — unter W ahrung dieser beson­
deren Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit — antastbar, 
so kann über die Frage, ob sich die Eigentumsbildung 
in der Hand der Eigentumslosen nur aus dem jew eili­
gen Zuwachs an Volksvermögen oder auch bei dem 
vorhandenen Volksvermögen vollziehen solle, nicht 
a priori entschieden werden. Vielmehr hängt dann 
diese Entscheidung davon ab, in welchem Maße die 
gegebene Verteilung von Volksvermögen eiiier Kor­
rektur bedarf und mit welchem Gewicht diese politi­
sche Korrektur der Eigentumsverteilung gefordert 
werden muß.

MÄNGEL DER EIGENTUMSVERTEILUNG 

Das politische Gewicht der Mängel, die der heutigen 
Eigentumsverteilung anhaften, ist nach allgemeinem 
Gefühl sehr erheblich. W ährend der „Nationalreich­
tum" nach dem Kriege erstaunlich rasch gewachsen 
ist, gilt dies insoweit nicht auch für den „Volkswohl­
stand", als dieser W ohlstand der Volksangehörigen 
von der Verfügung über Eigentum abhängt. Die Eigen­
tumsverteilung bietet ein Bild stärkster Ungleichheit. 
Um dieses Bild richtig erfassen zu können, muß man

in der üblichen W eise zwischen Genußvermögen und 
Produktivvermögen imterscheiden. Die erste A rt von 
Vermögen haben naturgemäß in einer hochent­
wickelten W irtschaft wie der deutschen sehr viele 
Menschen. Hierbei ist jedoch gleich anzumerken, daß 
die Form von Genußvermögen, die in einem Eigen­
heim besteht, in Deutschland nach allgemeiner Auf­
fassung in zu geringem Maße vertreten  ist. 
überaus wichtig ist aber auch die V erteilung des 
Produktivvermögens. Hier vor allem ergeben sich aus 
der gegenwärtigen Verteilung, wie immer man sie 
geschichtlich erklären mag, notwendig starke soziale 
Spannungen. Die Masse des Produktivvermögens un­
serer Volkswirtschaft konzentriert sich auf eine ver­
hältnismäßig kleine Gruppe der Bevölkerung. Die 
breite Streuung, die die A ktien einiger Großunterneh­
men aufweisen, vermag an  dieser Feststellung wenig 
zu ändern.
Die bestehende Verteilung des produktiven V olksver­
mögens hat unter den gegebenen Verhältnissen noch 
einen wesentlichen indirekten Nachteil. In einfache­
ren  wirtschaftsgeschichtlichen V erhältnissen steht das 
Produktivvermögen unm ittelbar im Dienst der A rbeits­
leistung des Produzenten. Es ist die Grundlage einer 
unm ittelbaren V erantwortung am Produktionsverlauf 
und daher in besonders hohem Maße geeignet, den 
W ert der Persönlichkeit zu stärken. Bei hochentwickel­
ten wirtschaftsgeschichtlichen Verhältnissen ist diese 
Unmittelbarkeit nur noch bei einem kleinen Teil der 
Produktion realisierbar. Unabhängig von der jew ei­
ligen Sozialordnung erzwingen unm ittelbar die Prin­
zipien der Arbeitsteilung und der Arbeitsvereinigung 
Produktionsformen, bei denen jenes enge Verhältnis 
zwischen der wirtschaftlichen Schöpferkraft des Men­
schen und seinem „W erkzeugkasten“ weithin ver­
loren geht. In breitesten Teilen der Gesellschaftswirt­
schaft kann Produktivvermögen nur noch Gruppen­
eigentum sein. Dafür bilden sich die verschiedensten 
Rechtsformen heraus — seien es m ehr personen­
gesellschaftliche, seien es mehr kapitalgesellschaftliche 
Formen.
Die sozialen Spannungen infolge der gegebenen Eigen­
tum sverteilung werden hierbei um so mehr zu einem 
politischen Kernproblem der Gesellschaftsgestaltung, 
je mehr auf Grund der jeweils geltenden Sozialord­
nung und der tatsächlichen geschichtlichen Umstände 
Produktivvermögen einen unm ittelbaren Anspruch aut 
Menschenführung gibt. Es ist hier unfruchtbar, dar­
über zu streiten, wie dieses Verhältnis heute arbeits­
rechtlich gestaltet ist; überall dort, wo Menschen ta t­
sächlich mehr oder weniger gezwungen sind, sich der 
Leitung eines anderen oder einer Gruppe von ande­
ren zu unterwerfen, können soziale Spannungen höch­
stens dann ausbleiben, wenn ein radikal funktionieren­
des System der Bevormundung unter Anwendung ent­
sprechender psychologischer Mittel den fraglichen Be­
völkerungsgruppen diese soziale Abhängigkeit als 
unabänderlich oder gar geboten erscheinen läßt. In Eu­
ropa, audi in Deutschland, hat die Epoche der Indu­

1955/11 85



W eisser: E igentum sbildung als sozialer A usgleid i

strialisierung einen Arbeitnehm ertyp entwickelt, der 
geistig mündig und selbstbewußt ist und diese Abhän­
gigkeiten nicht als Schicksal hinnimmt. Dieser Typ 
will sich nicht mehr Proletarier nennen und verlangt 
Mitbestimmung. N adi geltendem Recht kann zwar 
M itbestimmung über das geltende Maß hinaus und 
auch Miteigentum jederzeit durch vertragliche V er­
einbarungen geschaffen werden. Die tatsädilichen 
K räfteverhältnisse in der Gesellschaftswirtschaft liegen 
aber in Deutsdiland so, daß auf diesem vertraglichen 
W ege eine Reform zum Zwecke sozialen Ausgleichs 
nicht zustande kommen wird. Daher die heutige Dis­
kussion über eine Politik zur Eigentumsbildung im 
Bereidi des produktiven Volksvermögens.
Diese Sicht ergibt sich, wenn man die gegebene Ver­
teilung des produktiven Vermögens und die daraus 
entstehenden sozialen Spannungen betrachtet. Es drängt 
sich dann die Frage auf, was auf der Grundlage der 
gegebenen Eigentumsverteilung und des gegebenen 
Sozialproduktes und Volksvermögens geschehen kann. 
Es besteht aber auch die Frage, ob — und gegebenen­
falls inwieweit — der jährliche Zuwachs an produk­
tivem Volksvermögen anders als bisher gelenkt wer­
den könnte und sollte.
Demnach sind institutioneil — auf die sozialpädago- 
gisdie Seite der Sache kommen wir später nodi zu 
sprechen — folgende Typen von M aßnahmen möglich:
a) B e g ü n s tig u n g  d e s  E rw erb s  irg e n d w e lc h e r  A n te i le  am  p r o ­
d u k tiv e n  V o lk s v e rm ö g e n , o h n e  d aß  e in e  u n m it te lb a re  e ig en - 
tu m sm ä ß ig e  B ez ie h u n g  zw isch en  d em  E ig e n tu m e rw e rb e r  u n d  
s e in e m  B e s c h ä f tig u n g s u n te rn e h m e n  e n ts te h t.  H ie rb e i k ö n n e n  
K a p ita lv e rw a ltu n g s g e s e lls c h a f te n  ( In v es tm e n t tru s ts )  zw i­
s c h e n g e sc h a lte t w e rd e n .
b) E in rä u m u n g  v o n  M ite ig e n tu m  a n  S tä m m e n  v o n  P ro d u k ­
t io n s m itte ln  in  d e r  H a n d  d e r  „ s e lb s tä n d ig e n  P ro d u ze n te n "  
u n d  P ro d u z e n te n -G ru p p e n  e in sch ließ lich  d e r  E ig n e r  v o n  A n ­
te i le n  v o n  K a p ita lg e s e llsc h a fte n , d e ra r t ,  d aß  d ie  n e u  zu  b e ­
te i l ig e n d e n  G ru p p e n  a u s  d e n  B e le g s c h a f tsa n g e h ö rig e n  d e r  
b e tre f fe n d e n  U n te rn e h m e n  b e s te h e n . S ie  ü b e rn e h m e n  M it­
v e r a n tw o r tu n g  fü r  d a s  B es c h ä f tig u n g s u n te rn eh m e n .
c) N e u b ild u n g  v o n  G ru p p e n u n te rn e h m e n  in  d e r  H a n d  d e r  
b is h e r  e ig e n tu m s lo s e n  A rb e itn e h m e r .  H ie rb e i k a n n  „T räg e r"  
e n tw e d e r  n u r  d ie  G ru p p e  d e r  B e le g s c h a f tsa n g e h ö rig e n  o d e r  
a b e r  auch  e in e  G ro ß o rg a n is a tio n  d e r  b e tre f fe n d e n  so z ia le n  
G ru p p e  s e in ; o d e r  e s  w ird  e in e  K o m b in a tio n  d ie se r  b e id e n  
M ö g lic h k e ite n  g e w äh lt .
d) In  d e n  e n g e n  G re n z en , ln  d e n e n  d ie s  b e i  d en  h o c h in d u ­
s t r ia l is ie r te n  V o lk s w ir ts c h a f te n  noch  in  B e tra c h t k o m m t, B il­
d u n g  v o n  P ro d u k tiv v e rm ö g e n  in  d en  H ä n d e n  w e ite r e r  
„ k le in e r  S e lb s tä n d ig e r " .  Ih n e n  k ö n n e n  v o rh a n d e n e  o d e r  n e u  
z u  b i ld e n d e  h ilfsw irtsc h a ftlic h e  G ru p p e n u n te rn e lim e n  in s o ­
w e it  z u r  S e ite  t r e te n ,  a ls  g e w iss e  b e tr ie b l id ie  F u n k tio n e n , 
d ie  b e s s e r  in  d e r  H a n d  g rö ß e re r  G e b ild e  w a h rg e n o m m e n  
w e rd e n , d ie s e n  g e n o ss e n sc h a f ts a r t ig e n  G e b ild e n  ü b e r tr a g e n  
w e rd e n .
e) F ö rd e ru n g  v o n  U n te rn e h m e n  s o lid a ris c h e r  S e lb s tv e rs o rg u n g  
in  d e r  H a n d  d e r  b is h e r  V e rm ö g e n s lo s e n , d ie  d u rch  s ie  g e ­
m e in s a m e s  P ro d u k tiv v e rm ö g e n  z u r  S tä rk u n g  ih r e r  H a u s h a lte  
b ild e n  (K o n su m g e n o ssen sc h af te n , W o h n u n g sg e n o s se n sc h a f­
te n , V o lk s b ü h n e n v e re in ig u n g e n , H rh o lu n g s h e im v e re in e  u sw .).

MASSNAHMEN DER „POLITIK DER EIGENTUMSBILDUNG'

Nunmehr erhebt sich die Frage, auf welchem Wege 
die wirtschaftlichen Vorbedingungen dieser Eigentums­
bildung geschaffen werden sollen. In der gegenwär­
tigen Diskussion über Eigentumsbildung ist eine Gruppe 
der Meinung, daß hier alles Erforderliche dem Markt- 
automatismus überlassen werden könne. Die bisher 
eigentumslosen Volksgruppen seien z. Z. in der Lage,

ihr Einkommen in raschem Tempo zu erhöhen; es 
reiche schon jetzt bei vielen Teilgruppen zur Eigen­
tumsbildung aus. Die bevorstehende Phase der Voll­
beschäftigung werde den A rbeiter noch „seltener* 
machen und werde daher das Tempo der Lohnerhö­
hung beschleunigen. Tatsächliche Sparleistungen der 
A rbeiter deuten nach Meinung dieser Teilnehmer an 
der Diskussion darauf hin, daß die Zeit gekommen 
sei, in der die Bigentumsbildung dem w eiteren Fort­
schritt der wirtschaftlichen Entwicklung überlassen 
werden könne.
Diesem Standpunkt wird eine Reihe gewichtiger Gegen­
gründe entgegengehalten. Zunädist einmal wird darauf 
hingewiesen, daß die rasche Steigerung des Sozial­
produkts in den Jahren seit 1945 nur auf Grund in­
vestitionspolitischer Maßnahmen zustande gekommen 
ist, und zwar nicht im Sinne einer breiteren Streuung 
des produktiven Vermögens, sondern in der Richtung 
einer noch w eitergehenden Konzentrierung dieses pro­
duktiven Vermögens. Es sei überhaupt bei allen Maß­
nahmen einer kreditär verfahrenden Investitionspoli­
tik  nahezu unvermeidlich, daß sich ein solcher Prozeß 
vollzieht, der den sozialen Ausgleich nicht erleichtert, 
sondern erschwert.
Ferner wird hervorgehoben, daß die Masse der 
Arbeitereinkomm en nicht dazu ausreicht, daß durch 
Erwerb von Produktivverm ögen oder von Anteilen an 
solchem Produktivvermögen der soziale S tandard ver­
bessert werden könnte. Die vorliegenden Sparleistun­
gen haben überwiegend einen Sinn, der die Disposi­
tion über Einkommensteile in dieser Richtung aus­
schließt oder erschwert. Es handelt sich meist um ein 
Zwecksparen zum Erwerb unentbehrlicher Gegenstände 
des Genußvermögens oder um Sicherungsmaßnahmen, 
die die Anlage in wagnisreichen Vorhaben ausschließen. 
Eine Nuance in dieser Auseinandersetzung ergibt sich 
aus dem Hinweis, daß die Arbeiterschaft heute so er­
hebliche Beiträge an die Institute „sozialer Sicherung' 
zahlt, daß man allein schon durch die Aufhebung 
dieser Zwangsversicherung dem eigentum slosen Arbei­
ter den W eg zum Eigentum ausreichend öffnen könne. 
Dieses Argument w ird mit Zahlen erläutert, die zei­
gen, daß unter dieser V oraussetzung ein gesund 
bleibender A rbeiter in einem längeren Leben ein 
beachtliches Vermögen ansamm eln könnte. M eines Er­
achtens scheitert diese Überlegung daran, daß die 
fraglichen Sicherungszwecke eine wagnisreiche An­
lage ausschließen. Selbst der W eg über Kapitalver­
waltungsgesellschaften, die durch die Mischung der 
Risiken das W agnis stark  einengen, ist mit den Siche­
rungen, die die heutigen Systeme „sozialer Sicherung" 
gewähren, nicht vergleichbar; zumal da hinter diesen 
sozialpolitisch m otivierten Zwangssicherungen die 
S taatsgarantie steht, die sich politisch auch in Zeiten 
radikaler Geldentwertung als einigermaßen wirksam 
erwiesen hat. Auch würde es mindestens unsicher sein, 
ob der jetzt unter Zwang gezahlte A rbeitgeberanteil 
unter allen konjunkturellen und politischen Umständen 
in Lohnform freiwillig w eitergezahlt werden würde.
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Hiernach dürfte es nicht in Frage kommen, daß die 
Eigentumsbildung dem Prozeß der Einkommenser­
höhung überlassen wird. Es sind unter dem Gesichts­
punkt der Eigentumsbildung spezielle Maßnahmen er­
forderlich. Sie müssen sich auf die Verwendung der­
jenigen Einkommensteile erstrecken, die n id it durdi 
die — unvermeidlidie — soziale Zwangsversicherung 
gebunden sind. Es ist nidit zu erwarten, daß in abseh­
barer Zeit aus diesen „freien" Einkommensteilen ohne 
geeignete Hilfen spontan soviel Produktivvermögen 
gebildet werden wird, daß dies sozial entspannend 
wirkt. Es sind Maßnahmen nötig, durch die die Be- 
reitsdiaft und die Kraft zur Eigentumsbildung bzw. 
zum Eigentumserwerb durdi bisher Eigentumslose 
künstlidi erhöht werden.
Hierbei spridit die Vermutung stets für Maßnahmen 
der „leichten Hand", besonders für die Schaffung von 
Anreizen durdi Prämien, Steuererleichterungen und 
dergl. Diese Vermutung kann aber nicht immer ent­
scheiden. Sie hat z. B. nidit bei dem Programm zur 
Eingliederung der Vertriebenen den A ussdilag geben 
dürfen. Es kann immer besondere Gründe geben, die 
härtere Eingriffe erforderlich m adien, weil rasdi ge­
handelt werden muß oder weil, wie heute, die sozi­
alen Spannungen, die sich aus der se it langem oder 
neuerdings gegebenen Eigentumsverteilung entwickeln, 
immer bedrohlidier werden, überdies haben die Maß­
nahmen der leiditen Hand teilweise die Eigensdiaft, 
nicht nur die Struktur, sondern auch den Prozeß der 
Gesellsdiaftswirtschaft zu beeinflussen, und dies kann 
den Verlauf des W ettbewerbs in der Volkswirtschaft 
stören. Eine konstruktive Politik zur Förderung der 
Eigentumsbildung sollte sidi daher nicht doktrinär auf 
einzelne Maßnahmen oder einzelne Gruppen von Maß­
nahmen festlegen.

ÜBERWINDUNG DER INTERESSENKONFLIKTE 

Eine Politik, die die Streuung des Eigentums in  der 
Volkswirtsdiaft im Sinne eines sozialen Ausgleidis 
verändern will, muß wie jede Politik realistisdi sein. 
Sie muß also nadi den Kräften fragen, die eine solche 
Politik fördern können oder hemmen werden. Dieses 
Problem wiegt sehr sdiwer. Lediglidi bei einem pas­
siven Verhalten, das sich auf eine w eitere Steigerung 
der Einkommen der wirtschaftlidi Sdiw adien verläßt, 
braudit diese Frage nicht unbedingt gestellt zu wer­
den. Eine soldie Politik des V ertrauens auf automa­
tisch wirkende Kräfte ist aber aus den oben angege­
benen Gründen und deswegen nicht realistisch, weil 
automatisdies Anwadisen des realen Einkommens der 
Vermögenslosen einen hohen Beschäftigungsgrad vor­
aussetzt, die bisher bekannten Mittel der Besdiäfti- 
gungspolitik aber die Tendenz zu w eiterer Konzentra­
tion der Vermögen in der Volkswirtsdiaft haben, so 
daß also besondere Veranstaltungen erforderlich sind, 
wenn sich das neue Vermögen statt dessen in der 
Hand der bisher Vermögenslosen bilden soll.
Eine aktive Politik der Förderung der Eigentumsbil­
dung muß stets die Eigentumsbildung an einer Stelle 
ersdiweren, damit sie sid i um so stärker an anderer

Stelle vollziehen kann. Das gilt audi, soweit sie keine 
eigentliche Umverteilung vorhandenen Volksvermö­
gens vornimmt. In diesem Falle müssen Anreize dafür 
geschaffen werden, daß die bisher Eigentumslosen 
größere Teile ihres Einkommens für die Eigentums­
bildung verwenden. Diese Anreize können nur auf 
Kosten der anderen Teilnehmer der Volkswirtsdiaft 
gewährt werden. H ier zeigt sich übrigens, daß die 
Untersdieidung zwischen Aktionen, die vorhandenes 
Eigentum um verteilen wollen, und Aktionen, die die 
Eigentumsbildung lediglich aus dem sich neu bilden­
den Volksvermögen ermöglichen wollen, nidit sehr 
realistisch ist. Politik muß immer irgendweldie Inter­
essen zurückdrängen, damit andere, für w iditiger ge­
haltene Interessen zum Zuge kommen. Es ist stets mit 
W iderständen zu rechnen, wenn sich die Organe der 
Gesellschaft zu einer aktiven Politik auf dem Gebiet 
der Eigentumsbildung in der Hand der bisher V er­
mögenslosen entschließen. Bringt die Gesellsdiaft die 
Kraft zu diesem so dringenden sozialen Ausgleich auf, 
so heißt dies also die Interessen bestimm ter Gruppen 
m indestens zeitweise zurückdrängen.
Hieraus ergibt sich nun eine w esentlidie Bedingung 
einer Politik der Eigentumsbildung, Es w äre offenbar 
sinnlos, wenn sie W ege einschlüge, auf denen es den 
in Frage kommenden Bevölkerungsgruppen, im be­
sonderen den Arbeitern, erschwert wird, ihre Inter­
essen wirksam wahrzunehmen. Es ist durch eine mehr 
als hundertjährige Entwicklung bewiesen, daß für 
einen solchen wirksamen Interessenschutz handlungs­
fähige und starke Gewerkschaften unentbehrlich sind. 
Natürlidi ist es möglich, daß die Gewerksdiaften in 
einer bestimmten Angelegenheit das wohlverstandene 
Interessse der A rbeiter verkennen und beispielsweise 
im vorliegenden Falle sidi Bestrebungen in  den W eg 
stellen, die dem wirtschaftlidi schwadien Arbeiter 
selbst dienen. Es ist üblich geworden, in der A usein­
andersetzung über die Eigentumsverteilung zu meinen, 
daß die Gewerkschaften deswegen gegen bestimmte 
Formen dieser Eigentumspolitik auftreten, weil diese 
die organisatorisdie Stärke der Gewerkschaften schwä­
chen könnten. Man sagt, ein soldies Argument sei ein 
typisches M anagerargument, So einfach liegen jedodi 
die Fragen hier offensichtlich nicht. W ürde tatsächlich 
eine bestimmte A rt der Politik der Eigentumsbildung 
die organisatorische Stärke der Gewerkschaften schwä­
chen, so könnte sehr wohl diese Politik sta tt zu einer 
Besserung der Lebenslage der A rbeiter zu einer Sdiwä- 
diung der sozialen Position und damit zu einer Ver- 
sdilediterung ihrer Lebenslage im ganzen führen. Man 
wird also zwar über die Triftigkeit dieses Arguments 
diskutieren können, es aber mindestens ernst nehmen 
müssen.
N atürlidi gibt es audi außerhalb dieser Auseinander­
setzung eine Fülle von M öglidikeiten, w irksame Kräfte 
für die Politik der Eigentumsbildung anzusetzen. Hier 
hängen die Chancen einer soldien Politik im w esent­
lichen von der Zusammensetzung der Parlam ente ab. 
Die Anreize, die für eine aktive Politik der Eigentums­
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förderung unentbehrlidi sind, müssen im wesentlichen 
vom Gesetzgeber geschaffen werden. H ier handelt es 
sich um steuerliche Anreize, Prämiensysteme unter 
Inanspruchnahme öffentlicher Mittel, Starthilfen der 
Finanzierung, Betätigung von öffentlichen „Betreuungs­
unternehm en“ oder ähnlichen gemeinnützigen Unter­
nehmen freigem einw irtsdiaftlidier Art mit S teuer­
erleichterungen und mancherlei Rechtshilfen, plan­
mäßige Förderung der für den kleinen Mann tätigen 
Kapitalsammelstellen u. a. m. Bei der Größe dieser 
Aufgabe müssen die gesetzgeberischen Maßnahmen und 
die Hilfeleistungen auf dem Gebiet der Verwaltungs­
tätigkeit sehr bedeutsam sein. Nur ein Zusammen­
wirken aller politischen Kräfte, denen es aus sittlichen 
Gründen oder aus innerpolitischen Gründen der Staats- 
raison auf einen sozialen Ausgleich ankommt, eröffnet 
die Chance, daß hier Ausreichendes geschieht. Es geht 
natürlich an  dieser Stelle nicht an, die Möglichkeiten 
eines solchen Zusammengehens zu erörtern. Daß aber 
jener soziale Ausgleich gegenwärtig sowohl aus sitt­
lichen Gründen wie auch aus Erwägungen der Staats- 
raison besonders dringlich ist, liegt auf der Hand. 
Man sollte sich darüber klar sein, daß eine derartige 
Politik auch eine sozialpädagogische Seite hat. In 
breiten Gruppen des Volkes haben Generationen die 
Bedeutung individuellen und gemeinschaftlichen Eigen­
tums besonders auf der Seite des Produktivvermögens 
nicht m ehr praktisch erleben können. Daher liegt die­
sen Menschen oft gar nichts m ehr an diesem Mittel 
der Stärkung der Persönlichkeit. Jede Bevormundung 
in dieser Richtung ist nicht nur unerwünscht, sondern 
auch ein von vornherein aussichtsloser Versuch, denn 
der A rbeiter ist — erfreulicherweise — bei uns zu 
Lande viel zu selbstbewußt, als daß er sich hier durch 
Bevormundung nötigen ließe. Eine Sozialpädagogik 
zugunsten der Eigentumsbildung muß daher im w esent­
lichen von freien gesellschaftlichen Kräften ausgehen, 
die die Selbsthilfe der in Betracht kommenden Bevölke­
rungsgruppen aktivieren. Sie sollten weit weniger das 
Erwerbsinteresse anspornen als Unternehmenstypen 
mit dem Charakter bedarfswirtschaftlicher Gebilde und

Einrichtungen wirtschaftlich m oderner Selbstversor­
gung fördern. Solche sozialpädagogischen Kräfte w er­
den von vornherein entmutigt, wenn die W irtschafts­
gebilde solidarischer Selbsthilfe, wie dies in  Deutsch­
land weithin geschieht, als „kollektivistische K räfte ' 
hingestellt werden, während sie doch in W ahrheit 
durch hundert Jahre hindurch H ervorragendes zur 
Pflege der Persönlichkeitswerte besonders der w irt­
schaftlich Schwachen geleistet haben.
Hiernach kommt es auf ein um fassendes System der 
verschiedensten Maßnahmen an, die auch von sehr 
verschiedenen Trägern ausgehen müssen. Eine gesetz­
lich erzwungene Umverteilung vorhandenen Eigentums 
w ird außerhalb des Lastenausgleichs und der sog. 
agrarischen Bodenreform durch Übertragung vorhan­
denen Eigentums nicht in Betracht kommen. Auch hier 
w ird vielmehr an starke Anreize zu denken sein, bei­
spielsweise solche auf steuerlichem Gebiet, besonders 
im Bereich der Erbschafts- und Verm ögensbesteuerun­
gen und des Lastenausgleichs. H ier könnte man an 
Regelungen denken, für die sich im Flüchtlingssied­
lungsgesetz A nhaltspunkte ergeben. W ie sog. „aus­
laufende" Bauernhöfe für die A nsiedlung von Flücht­
lingen verfügbar gemacht werden, so könnte man 
industrielle Unternehmen, für die die Eigentümer­
familien keine im Betrieb tätigen Familienangehörigen 
mehr stellen wollen oder können, durch Anwendung 
von Vergünstigungen für den Gedanken der Eigen­
tumsbildung in Arbeiterhand dienstbar machen. W enn 
die Belegschaft oder ihre Organisationen oder eine 
Kombination aus beiden oder eine Stiftung m it ein­
gebautem Miteigentum der Belegschaft das betreffende 
Unternehmen übernimmt, so w ürden im Interesse des 
Gedankens der Eigentumsförderung den Eigentümern 
geeignete steuerliche Vorteile zugeführt werden.
Das ganze Gebiet einer Politik, die die bisher V er­
mögenslosen zu Eigentumsträgern machen will, ist so 
ausgedehnt, daß nur ein umfassendes Programm von 
aufeinander abgestimmten M itteln eine wirklich be­
friedigende Lösung erzielen wird. Besonders kommt es 
auf die Elastizität eines solchen Programms an.

S u m m ary : T h e  A c c u m u l a t i o n
o f  P r o p e r t y  a s  a  M e a n s  o f  
S o c i a l  E q u a l i z a t i o n .  B y in ­
v e s t ig a t in g  th e  c o n c e p ts  o f p ro p e r ty  in  
th e  d if fe re n t p o li t ic a l  c am p s  th e  a u th o r  
f ir s t d e fin e s  th e  e s s e n t ia l  p ro b le m s  of 
p ro p e r ty  a cc u m u la tio n , o u ts ta n d in g  
am o n g  th e m  th e  q u e s tio n  o f w h e th e r  
p ro p e r ty  sh o u ld  b e  a c c u m u la te d  from  
th e  c u r r e n t  n a t io n a l  in c o m e  in c re m e n t 
o r  w h e th e r  th e  p ro b le m  n e c e s s ita te s  a 
re -d is t r ib u t io n  o i  th e  e x is t in g  n a tio n a l 
w e a lth . A f te r  d is c u s s in g  th e  s h o rtc o m ­
in g s  o f p ro p e r ty  a c c u m u la tio n  u n d e r  
p r e s e n t  c o n d itio n s , a  b o x  o f to o ls  is  
o f fe red  to  be  u s e d  fo r  th e  p o lic y  o f 
f a c il i ta t in g  p ro p e r ty  a cc u m u la tio n . 
F in a lly , th e  a u th o r  t r e a ts  th e  p e d a- 
g o g u ic a l q u e s tio n  o f  h o w  th e  fo rce s  
h e lp in g  in  th e  re a liz a tio n  o f th is  p o lic y  
c an  b e  r e le a s e d  a n d  h o w  e x is t in g  co n ­
flic ts  o f in te r e s t  c a n  b e  s e tt le d .

R ésu m é : F o r m a t i o n  d e  p r o ­
p r i é t é  —  m o y e n  d e  c o m p e n ­
s a t i o n  s o c i a l e .  D a n s  so n  a n a ly s e  
d e s  d if fé re n te s  c o n c e p tio n s  p o li t iq u e s  
s u r  la  p ro p r ié té  p r iv é e  l 'a u te u r  e n  
d é fin it d 'a b o rd  le s  p ro b lè m e s  fo n d a ­
m e n ta u x . L 'im p o r ta n c e  la  p lu s  g ra n d e  
r e v ie n t  à  la  q u e s tio n  si la  fo rm a tio n  
d e  p ro p r ié té  d e v ra i t  ê t re  le  r é s u i t  s e u le ­
m e n t d e  l 'a u g m e n ta t io n  p ro g r e s s iv e  d u  
re v e n u  n a tio n a l,  o u  si e lle  re n d  n é c e s ­
s a ir e  u n e  ré o rg a n is a t io n  de  .la  d is t r ib u ­
tio n  d e  la  fo r tu n e  n a tio n a le .  A y a n t  d is ­
c u té  le s  d é fa u ts  d u  s y s tè m e  a c tu e l  de  
la  fo rm a tio n  d e  p ro p r ié té ,  l 'a u te u r  o ff re  
u n  d io ix  d e  m e s u re s  ré o rg a n is a t r ic e s .  
E n s u ite  il d is c u te  la  q u e s t io n  p é d a g o ­
g iq u e  e n  r é s u l ta n t :  C o m m en t s e ra it - i l  
p o s s ib le  d e  m o b ilis e r  le s  fo rc e s  p o u r  
r é a l is e r  la  p o li t iq u e  p ro p o s é e  e n  r é ­
ta b l is s a n t  l 'é q u i l ib re  d e s  in té r ê ts  a c tu ­
e lle m e n t e n  con flit?

R esu m e n : L a  f o r m a c i ó n  d e  p r o ­
p i e d a d  c o m o  m e d i o  d e  u n a  
c o m p e n s a c i ó n  s o c i a l .  E n  u n a  
in v e s t ig a c ió n  s o b re  e l lu g a r  q u e  la  p ro ­
p ie d a d  o c u p a  d e n tro  d e  lo s  d ife re n te s  
o p in io n e s  p o l i t ic e s  s e  p o n e n  d e  re l ie v e  
p r im e r a m e n te  lo s  p ro b le m a s  e s e n c ia le s  
d e  la  fo rm a c ió n  de  p ro p ie d a d  d e  los 
c u a le s  e l  m á s  im p o r ta n te  c o n s ti tu y e  la  
c u e s t ió n  si la  fo rm a c ió n  de  p ro p r ie d a d  
d e b e  e fe c tu a r s e  s o la m e n te  a  b a se  d e l 
in c re m e n to  c o r r ie n te  d e  la  r e n ta  n a c io ­
n a l  o si s e r ia  n e c e s a r io  ta m b ié n  u n a  
r e d is t r ib u c ió n  d e  la  r e n ta  n a c io n a l 
e x is te n te .  D is c u tie n d o  lo s  d e fe c to s  de  
la  a c tu a l  fo rm ac ió n  d e  p ro p ie d a d  se  
o fre c e  u n  c a tá lo g o  d e  m e d id a s  d e  la s  
c u a le s  d e b e r ía  v a le rs e  la  p o l í t ic a  de  
l a  fo rm ac ió n  d e  p ro p ie d a d . A l f in a l se  
a tie n d e  la  c u e s tió n  p e d a g ó g ic a  cóm o  
p o d r ía n  h a c e r s e  e f ic ace s  la s  fu e rz a s  
p a ra  r e a l iz a r  l a  p o lí t ic a  y  cóm o  se  
p o d r ía  s a lv a r  lo s  e x is te n te s  co n flic to s  
d e  in te re s e s .
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